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Migration in und aus Afrika: Kon-

flikte als Fluchtursache eindäm-

men 

UN High-Level Expert Group 

Meeting 

Vor dem Hintergrund der aktuellen 

Entwicklungen im Bereich Migration1 

organisierte das Büro des UN-

Sonderberichterstatters für Afrika 

(OSAA 2 ) in Kooperation mit IOM 3 

und ACCORD 4  vom 23. bis 

24.11.2015 eine hochrangige Konfe-

renz in Durban, Südafrika. Unter 

dem Titel „Conflict-Induced Migration 

in Africa: Maximizing New Opportu-

nities to Address ist Peace, Security 

and Inclusive Development Dimen-

sions“ tauschten sich hochrangige 

Vertreter afrikanischer Staaten und 

der Afrikanischen Union mit interna-

tionalen Organisationen und Exper-

ten aus.5 

Das zweitägige hochrangige Exper-

tengespräch bot eine Plattform für 

eine afrikanische Debatte über aktu-

elle konfliktbedingte Fluchtursachen, 

Trends und Herausforderungen. Das 

Ziel des Austausches sollte darin 

bestehen, gemeinsame Präventions- 

                                                   

1
 Auch wenn die Hauptfluchtroute sich zuletzt auf 

die Balkan-Strecke verlagert hat, sind auch dieses 

Jahr bereits mehr als 140.000 Menschen über das 

Mittelmeer nach Europa gekommen (FAZ vom 

12.11.2015). 
2
 United Nations Office of the Special Adviser on 

Africa (OSAA, derzeit geleitet von Untergen-

eralsekretär Mr. Maged Abdelaziz) 
3
 International Organization for Migration (IOM) 

4
 African Centre for the Constructive Resolution of 

Disputes (ACCORD) 
5
 Insgesamt nahmen an der Konferenz 44 Reprä-

sentanten aus 28 Nationen teil, u.a. die zuständi-

gen Minister bzw. UN-Botschafter der Länder So-

malias, Malis, Nigerias, Tunesiens sowie Burkina 

Fasos. 

 

strategien zu identifizieren, die Mig-

ration in Zukunft besser eindämmen 

können. Die Veranstaltung ermög-

lichte einen interessanten und 

wichtigen Einblick in die afrikani-

sche Wahrnehmung der Flücht-

lingsthematik und in die politischen 

Agenden der am meisten von der 

Flüchtlingsthematik betroffenen 

Staaten in Afrika. Das KAS-

Länderbüro Südafrika wurde auf-

grund der vertrauensvollen Zusam-

menarbeit mit ACCORD als einer 

der wenigen  europäischen Vertreter 

zu der Konferenz eingeladen und 

konnte dadurch die europäische und 

deutsche Sichtweise in die Diskussi-

on mit einbringen. 

Das Gespräch verdeutlichte, dass 

die aktuelle europäische Flücht-

lingsproblematik in Afrika nicht ent-

sprechend wahrgenommen wird und 

die Debatten innerhalb Afrikas un-

terschiedlich gegenüber der derzei-

tig in Europa dominierenden Debatte 

geführt werden. Dies ließ sich vor 

allem an drei Beobachtungen fest-

machen: 

 

1. Zunehmende Ideologisie-

rung der Debatte 

Bei Repräsentanten einiger Staaten 

(u.a. Nigeria und Südafrika) wurde 

im Laufe der Debatte verstärkt auf 

Ideen des Panafrikanismus zurück-

gegriffen und hierbei Forderungen 

wie „no borders for migration“ mit 

Appellen an die wirtschaftlich besser 

dastehenden Länder in Europa so-

wie an Südafrika kombiniert, ihren 

Reichtum zu teilen. Diese unter dem 

Deckmantel des Humanitarismus 

http://www.kas.de/suedafrika
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geforderten Lösungen liegen ver-

mutlich jedoch tiefer verwurzelten 

sozialistischen Denkmustern zu-

grunde, die in einigen Ländern Afri-

kas wieder zunehmend die Debatte 

beeinflussen. So wurde beispiels-

weise Europa vom Hohen Vertreter 

Nigerias bei den Vereinten Nationen 

aufgefordert, alle Grenzen für alle 

zukünftigen Migranten zu öffnen, 

sodass allen Afrikanern die Teilhabe 

am „Erfolgsmodell Europa“ ermög-

licht werden könne. Leider verwies 

im Anschluss nur ein Vertreter eines 

westafrikanischen Landes auf die 

Positionierung des senegalesischen 

Präsidenten Macky Sall. Dieser er-

wähnte in seinem Eröffnungsstate-

ment auf dem EU-Afrika Migrations-

gipfel in Malta, dass es die Berufung 

aller afrikanischen Nationen sei, sich 

selbst zu entwickeln und nicht ein-

fach Migranten nach Europa zu 

schicken. 6  Auch wurden vereinzelt 

stark europakritische Töne (z.B. des 

nigerianischen Vertreters) während 

der Konferenz wahrgenommen. 

 

2. Vorherrschen einer prag-

matischen Kosten-Nutzen-

Abwägung 

Die ökonomischen Vorteile der Mig-

ration für viele afrikanische Staaten, 

vor allem durch die hohen Rück-

überweisungen vieler Migranten an 

deren Familien, wird in der europäi-

schen Diskussion zwar oft erwähnt, 

aber die Ausmaße dieser Abhängig-

keit oftmals unterschätzt. Mehrere 

afrikanische Vertreter ließen keinen 

Zweifel daran, dass Migration nach 

Europa allein schon wegen der 

Geldrückflüsse in die Heimat not-

wendig sei. Der Vertreter Malis er-

                                                   

6
 FAZ vom 13.11.2015. 

wähnte diesbezüglich, dass in sei-

nem Land die Einnahmen durch die 

malische Diaspora insgesamt 11% 

des BIP ausmachen würden und 

Mali hierauf nicht verzichten könne. 

Gesamtafrikanisch liegt der Durch-

schnitt bei immerhin 3% des BIP.7 

Nicht nur hieran lässt sich die zu-

rückhaltende Positionierung afrikani-

scher Staaten bezüglich der von Eu-

ropa geforderten Rückführungspoli-

tik von Migranten erklären. Zudem, 

so Konferenzteilnehmer, böte oft-

mals der nationale Arbeitsmarkt we-

nig Perspektiven vor allem für ju-

gendliche Migranten, wodurch Mig-

ration den Arbeitsmarkt zumindest 

teilweise entlasten würde. Die jun-

gen Menschen sodann am Aufbruch 

zu hindern, so hieß es von mehreren 

Experten auf der Konferenz, würde 

zu noch mehr Perspektivlosigkeit 

und Frust im eigenen Land führen. 

Migration kann somit also auch als 

ein genehmes Ventil für korrupte 

Regime gesehen werden, um den 

Druck der Straße zu lindern. Insge-

samt erscheint es, dass die Debatte 

auf eine etwas kurzsichtige, auf Ei-

gennutz ausgerichtete Einstellung 

mancher Länder fußte. 

 

3. Demokratie als Allheilmittel 

zur Lösung des Problems? 

Mit der Aufnahme dieser Frage in 

das Prozedere der Konferenz wurde 

eine kritische Diskussion über das 

gegenwärtige Demokratiemodell als 

Grund gegenwärtiger Fluchtursa-

                                                   

7
 Nach Angaben der Weltbank belief sich die Ge-

samtsumme der Auslandsüberweisungen nach 

Afrika im Jahr 2014 auf 32 Milliarden Dollar. Bis 

2017 soll dieser Betrag auf 37 Milliarden Dollar 

steigen (Quelle: Ncube, M. (2013): Harnessing 

remittances for Africa’s development. African De-

velopment Bank Group Blog). 

http://www.kas.de/suedafrika
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chen in Afrika aufgeworfen. Eine 

solche Diskussion wäre zurzeit in 

Europa undenkbar. Es wurde teil-

weise sogar die Frage in den Raum 

geworfen, ob Demokratie nicht sogar 

als Auslöser mancher Fluchtbewe-

gungen auszumachen sei. Begrün-

det wurde diese Ansicht damit, dass 

nicht mehr alle Bürger an das Ver-

sprechen der Demokratie nach frei-

heitlicher Entfaltung, wirtschaftli-

chem Aufstieg und sozialer Absiche-

rung glauben würden. Mittlerweile 

seien „alle Länder Afrikas Demokra-

tien, die Menschen würden aber zu-

nehmend die Frage stellen, ob eine 

Demokratie ihre Bedürfnisse nach 

Sicherheit und Wohlstand noch be-

friedigen könne“. Die Frage nach 

Freiheit sowie unbestimmter Le-

bensweise wurde hier erst gar nicht 

gestellt bzw. verteidigt. Im weiteren 

Verlauf der Diskussion wurde von 

einigen Teilnehmern lediglich ent-

gegnet, dass Demokratie auch auf 

der lokalen Ebene erst ankommen 

müsse. Insgesamt einigten sich die 

Vertreter einiger Länder, dass es ei-

nes „fresh thinking for de-

mocracy“ bedürfe, das im weiteren 

Verlauf der Debatte jedoch nicht 

weiter erörtert wurde. 

 

Klar benannt wurden auf der Konfe-

renz zwei Zukunftsthemen, die 

nach Ansicht der Konferenzteilneh-

mer die weitere Debatte mittel- und 

langfristig prägen werden. Dies sei 

zum einen der Klimawandel und die 

damit einhergehende Zunahme von 

Klimaflüchtlingen (Thema: Nah-

rungsmittelsicherheit) und zum an-

deren die „tickende Zeitbom-

be“ Jugend. In Bezug auf die Aus-

wirkungen des Klimawandels rech-

nen Experten mittlerweile mit ca. 

200 Millionen Klimaflüchtlingen 

weltweit 8 , ein großer Anteil derer 

wird vor allem aufgrund zunehmen-

der Dürren und des demografischen 

Wandels auf den afrikanischen Kon-

tinent entfallen. In Bezug auf das 

zweite Zukunftsthema der Jugend 

wurde auf Vorschlag des zuständi-

gen Jugendministers aus Burkina 

Faso ein „Marshallplan Youth“ ge-

fordert, was große Zustimmung un-

ter den Teilnehmern fand. 

 

Als Hauptursachen von Migration in 

Afrika machten die Konferenzteil-

nehmer Konflikte und unsichere Zu-

stände aus. Hierbei wurde in der 

Folgediskussion deutlich zwischen 

kontinentaler Binnenmigration und 

Migration nach Übersee (v.a. Europa) 

unterschieden. Zwar befinde sich 

derzeit der Großteil der afrikani-

schen Migranten noch auf Flucht in-

nerhalb Afrikas, dies könne sich 

aber in Zukunft schnell ändern, falls 

mehrere Länder politisch instabiler 

werden. Als Gründe für die zuneh-

menden Migrationsströme auch in 

Richtung Europa wurden vor allem 

die zunehmende Gefahr von Terror, 

Fundamentalismus und Krieg ge-

nannt. Laut Vertretern der Weltbank 

müsse in Zukunft der Fokus stärker 

auf Prävention, statt wie zuletzt auf 

Reaktion liegen. Weiterhin erwähn-

ten Vertreter von Weltbank und AU, 

wie komplex die Beziehung zwi-

schen Flüchtlingsströmen und Ent-

wicklung sei. Die angesprochenen 

Rücküberweisungen, der „brain 

drain“ bzw. „brain gain“ sowie der 

Einfluss der Migranten auf die Sozi-

alstruktur der Gastländer seien nur 

                                                   

8
 Handelsblatt vom 30.10.2015: „Die Dürre im glo-

balen Dorf. Entwicklungsminister Gerd Müller sieht 

nach den Kriegsflüchtlingen die Klimaflüchtlinge 

kommen“. 

http://www.kas.de/suedafrika
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einige der abzuwägenden Einflüsse. 

Die von der AU beschlossene Agen-

da 2063 mit ihrem ersten 10-Jahres 

Implementierungsplan sowie die von 

der UN verabschiedete SDG-

Agenda würden hier ansetzen und 

die Notwendigkeit von Frieden und 

Sicherheit für nachhaltige Entwick-

lung betonen. Beide Agenden wür-

den den Fokus auf das Vorhanden-

sein von inklusiven, friedlichen und 

sicheren Gesellschaften als Vorbe-

dingung für eine Entwicklung legen, 

bei der der Mensch im Fokus steht. 

Diese Forderungen seien der 

Schlüssel um die strukturellen Ursa-

chen von Migration zu beseitigen. 

Zuletzt seien jedoch vergleichbare 

Agenden oder Zeitpläne meist an 

Problemen bei der Implementierung 

gescheitert, deshalb solle in Zukunft 

verstärkt auf diesen Bereich fokus-

siert werden. 

 

Fazit 

Zwischen der EU und Afrika wurden 

nicht erst seit des Migrationsgipfels 

von Malta, sondern schon seit 2007 

Abkommen und Prozesse vereinbart, 

um gemeinsam effektivere Lösun-

gen in der Flüchtlingsfrage zu finden 

(Stichwort: „Marokko-Prozess“ bzw. 

„Sudan-Prozess“). Alle Prozesse 

werden jedoch dominiert von unter-

schiedlichen Auffassungen und 

Wahrnehmungen in der Flüchtlings-

thematik. Diese Unterschiede exis-

tieren nicht nur zwischen den beiden 

Kontinenten, sondern auch zwischen 

afrikanischen Herkunfts- und Auf-

nahmeländern. So wurde z.B. Süd-

afrika von anderen afrikanischen 

Ländern während der Konferenz 

aufgefordert, solidarisch vorzugehen 

und alle Grenzen für afrikanische 

Flüchtlinge im Rahmen eines Panaf-

rikanismus zu öffnen. 

Die Veranstaltung in Durban hat ins-

gesamt interessante Einblicke gege-

ben, die Gründe dieser Unterschied-

lichkeiten in der europäischen und 

afrikanischen Diskussion besser zu 

verstehen. Die Ergebnisse der Kon-

ferenz sollen zunächst maßgeblich 

in den Bericht des UN-

Untergeneralsekretärs zu „Causes of 

Conflict and the Promotion of Durab-

le Peace and Sustainable Develop-

ment in Africa“ einfließen. Zudem 

sollen Kooperationen und Partner-

schaften sowohl zwischen den be-

troffenen afrikanischen Ländern als 

auch mit der EU proaktiv gefördert 

werden. Die während der Konferenz 

angesprochenen Themen Rechts-

staatlichkeit, Transparenz und Re-

chenschaftspflicht von Regierungen 

sowie aktive Zivilgesellschaft sind 

Arbeitsfelder, die im Rahmen der 

Auslandsarbeit der Konrad-

Adenauer-Stiftung aufgenommen 

werden. 
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